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Vorlag und Expedition: Schercr sche Buchhandlung in Solothurn.

Die MMich-haselM Wrjltllungs schuft und

Protckation, bezüglich des aargnuischen Regie-

rungsbeschlusses vom 2. Mrz >868.

Da der „Schwcizerbote" unterm 13. März dem Publi-
kuiu die Erwiderung des aargauischen Regiernngsrathes allf
die bischöfliche Protestations- und Vorstcllungsschrift vom
3. desselben rcferirt und dieselbe zugleich bekrittelt, so ist
es gewiß nur adäquat, wenn auch dies Schreiben des

Hochwürdigsten Bischofs Carl zur Kenntniß der Oeffcnt-
lichkcit hicmit gebracht wird.

Dischos von Aascl

an
Tit. höh. Nclstcrnngsrath des hohen Stand s A, rg-ui.

Tit.! Hochihre Juschrift vom 2. ds., durch welche

Hochsic mir Ihre unterm gleichet! Datum beschlossene Ver-

ordnung, die Verkündung der gemischten Ehen betreffend,

einsenden, hat mich mit großem Erstaunen und tiefster Be-

trübniß erfüllt.
In'dieser Verordnung kaun ich nichts Anderes erkennen,

als einen Gewissenszwang, den man den ihrer Kirche

und deren Vorschriften treu ergebenen katholischen Gcistli-
chen anthut und dadurch ihren Beruf, der des Schweren

und Bittern an sich schon genug hat, noch mehr erschwert

und beinahe unerträglich macht.

Schon unterm 2. October verfl. I., auf an mich von
Seite des Hochgeachteten Herrn Präsidenten des katholischen

Kirchcnrathes in Hochihrem Auftrage untern! 29. September

gestellte Anfrage, war ich im Falle, die bestimmte Evklci-

rung abgeben zu müssen, daß, „weil eine solche eheliche

Verbindung zwischen Brautleuten verschiedener Eonfession,
welche ohne kirchliche Dispense cvntrahirt wird, nach den

Grundsätzen der katholischen Kirche ein „mntrimomum illi-
oituin" ist und der katholische Theil, der eine solche Ehe

eingeht, sich schwer gegen seine Kirche versündigt, ein ka-

tholischer Seelsorger, ohne dieses Vergehens sich theilhaftig
zu machen und sich über die Vorschriften seiner Kirche hin-
wegzusetzen, weder durch Vornahme der Lsiotsalin noch

durch Auskündigung derselben zu einer solchen Ehe eoope-

riren dürfe, — und daß ihn dazu anhalten wollen, in
Wahrheit ein Gewissenszwang wäre, ein solcher, der
wohl im Willen keiner Regierung der Schweiz
liegen könne, da Rcligions-Gcw issensfrcihei t
garantirt ist."

So habe ich denn also in meinem Vertrauen mich gc-

täuscht!? Und der Artikel 12 der aargauischen Kantonal-Vcr-
fassung, der mit den Worten beginnt: „Die Gewissensfreiheit
ist muierlchlich" und mit den Worten fortfährt: „Die ka-
tholische und die eva ngelisch-reformirtc Kirche sind

gewährleistet", wird durch Ausnahme beschränkt, durch eine

Ausnahme, die mit keinem Worte angedeutet ist, vielmehr
mit dem klaren Wortlaute, wie mit dem Geiste, der diesen

Artikel 12 dietirte, im Widerspruche steht!? Und von allen

Staatsbürgern des Kantons Aargau soll nur der tat ho-
lische Clcrns, und dies in einem Punkte, wo sein Gc-
wissen durch ganz bestimmte Vorschriften und Gesetze seiner
heiligen, durch die Verfassung ebenfalls garantirten Kirche
gebunden ist, keinen Anspruch auf Gewissensfrei-
heit haben!?*)

Ja, stünde es den Herren Pfarrern frei, die Ansküu-
dung vorzunehmen oder nicht, oder stünde dem Bischöfe
die Vollmacht zu, von sich aus selbe zu bewilligen, wäre
die Vornahme oder Verfügung willkürlicher Art, so könnte

wohl eine hohe Regierung über geschehene Verweigerung
sich mit Grund beschweren. Allein weder Bischof noch Pfar-
rer handeln hierin eigenmächtig, sondern gemäß der Vor-
schrift der von Gott ihnen gesetzten Oberin, der hl. Kirche. **)

H Wenn der „Schweizerbote" unterm t3. März sagt, daß die Re-

gierung die Gewissensfreiheit auch der Reforinirten zu schuhen

habe, denen die Curie die katholische Kindererziehung
abnöthigen will, so ist letzteres eine handgreifliche Lüge, in-
dein Niemand genöthigt wird, weder durch die Curie, noch

durch das Kantonalgcsetz, sich katholisch copuliren zu las-
sen. Wer aber dies will, also aus freien Skricken, der legt
auch sein Versprechen, allfällige Kinder katholisch'erziehen zu lassen,

freiwillig ab. Anmerk. d. Redact.

Die Kirche selber ist s und deren Oberhaupt, der heilige Vater,
der gesprochen und nicht die Nunziatur, die der „Schweizer-
bote", immer und immer wieder schmähend, herbeizieht, die aber
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Nun aber stellt Hochihre Verordnung vom 2. März dem

katholischen Seelsorger die Alternative, entweder gegen die

Vorschrift der Kirche, folglich gegen sein Gewissen zu han-

dein, oder für jede unterlassene Auskündung Fr. 5V, —
und da eine Ehe dreimal ausgekündet werden muß, Fr. 150

für jede solche Ehe *) als Strafe zu bezahlen und so gleich-

sam mit Geld sein Gewissen auszulösen.

Darum nochmals: Was verschuldet denn der Pfarrer,
der die Auskündung verweigert? Er gehorcht seiner Kirche.

Dieser Gehorsam ist sein Vergehen und dafür soll er ge-

büßt werden, — und das in einem christlichen Staate,
wo die katholische Religion, und folglich ihre freie Ausübung
und ihre Rechte, durch die Staatsverfassung garantirt ist —

und, setze ich hinzu, das im Jahre 1858, während vor

37 Jahren schon der Geist ächter Toleranz, der jede Neli-

gion und Kirche in der ihr eigenthümlichen Sphäre ruhig
walten läßt, ein Concordat schuf (vom 14. Aug. 1821),

welches anuoch in der Sammlung aargauischer Gesetze steht

(Bd. II. 125, rcvid. Ausgabe v. I. 1847) und das jeden

solchen Zwang wie er nun durch Hochihre Verordnung
in Anwendung kömmt, entschieden beseitigt.

Aber auch die Bundesverfassung selbst gewährleistet die

Gewissensfreiheit und das Buudesgesetz vom 3. Dec. 1850,

betreffend die gemischten Ehen, ist so weit entfernt davon,

dem Gewissen des katholischen Geistlichen Gewalt anthun

zu wollen, daß es durch seinen zweiten Artikel gerade in

dieser Absicht festsetzt, die Promulgation einer solchen Ehe

sei, wenn sie vorgeschrieben, entweder durch eine geilt-

tiche oder weltliche Behörde zu vollziehen und zugleich in
seinem 8. Artikel die mit diesem Bundesgesetze im
Wìder s p ruche stehen den Bestim m u n gen der K an-
tonalgesetze außer Kraft setzt.*"')

Hochgeachtete Herren! Wenn Hochsie zur Begründung

Ihres Beschlusses vom 2. März gleich im Eingange sagen:

nur als das Organ des apostolischen Stuhles in Betracht
kommen kann, wo sie immer Weisungen gibt. Anmerk. d. Redact.

*) In eben genannter Nummer zeigt der „Schweizerbote", daß der

Hochw. Bischof die Strafbestimmung noch zu mild interpretirt

habe und daß vielmehr „jede Verkündung, so oft sie von Woche

zu Woche verweigert wird, mit einer Buße von Fr. SO belegt sei."

Also, wenn sich ein Pfarrer beharrlich weigert, die Vorschriften
seiner kirchlichen Obern zu verletzen, so macht das für eine ein-
zige solche Ehe im Jahre eine Buße von 2KiZl> Franken und so

fort. Allein der „Schweizerbote" droht, es werde nicht bei Geld-
büßen bleiben, sondern nur, „bis der Renitent bei der ausge-

sprochenen Widersetzlichkeit gegen die öffentliche Gewalt (das

rechte Wort!) angelangt ist." Er stellt also Kerker und Bande
i» Aussicht. Anmerk. d. Redact.

Also auch hier ist's nicht die Nuntiatur, sondern das Bun-
desgesctz, welches dem Unstatthaften in der aargauischen Kan-

tonsgesetzgebung derogirend in den Weg tritt. Anmerk. d. Redact.

„In Betracht, daß der § 90 des allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches die Verkündnug der
Ehen von der Kanzel vorschreibt nnd diese Vor-
schrift durch dus Dnndesgelch über die gemischten Ehcn vom
3. Christmonat «830 keineswegs ausgeholten, sondern bestätigt

werde," -- so haben Sie jedenfalls das Historische der Ab-
fassung dieses Bundesgcsetzes gänzlich übersehen; denn bc-

kanntlich enthielt dieses Buudesgesetz in seiner ursprünglichen
Redaction eine solche Fassung, daß eben damit dem kathol.
Clerus Gewissenszwang angethan worden wäre, weßhalb
sämmtliche Bischöse der schweizerischen Diöcesen sich bemüs-

sigt fanden, mit ehrerbietigen Gegenvorstellungen bei der

hohen Bundesversammlung einzukommen. Eben diese Gc-
genvorstellungcn der Bischöfe fanden nun an derselben in-
soweit Berücksichtigung, daß zum Schutze der individuellen
Gewissensfreiheit die, ansonst wahrlich bedeutungslose, Alter-
native hingestellt wurde, daß die Promulgation einer solchen

Ehe entweder durch eine geistliche oder weltliche Behörde
zu vollzieheil ist, eine Alternative, die auch hinsichtlich der

Bewilligung zur Copulation in Art. III. und hinsichtlich
des Copulationsacws selber in Art. IV. wiederkehrt und in
dieser Weise doch wahrlich den Sinn und die Absicht, die ihr
zu Grunde lag, klar darweist. —

Und in der That, Hochgeachtete Herren! ist jene Al-
ternative, die dem Civilbeamten die Auskündung solcher

Ehen überläßt, bei denen der Geistliche Gewissens halber
sich nicht betheiligen darf, der eigentliche Schlüssel zur Be-

Wahrung des confessionellen Friedens in einem paritätischen

Kantone, nnd wenn es, wie Tit. Hr. Präsident des katho-
fischen Kirchenrathes in schon oben erwähntem Schreiben an
mich sagt, in der Absicht der hohen Negierung des Stan-
des Aargau liegt, die Angelegenheit (betreffend Vcrkündung
der gemischten Ehen) in friedlicher Weise zu ordnen und
eine den Verhältnissen eines paritätischen Staates cntspre-
cheude Verständigung herbeizuführen, so ist es jetzt noch
eben diese Alternative, die jener Absicht völlig Genüge thut
uud die nicht nur dem Bundesgcsctze gemäß ist, sondern

auch mit der Uebung aller übrigen Diöccsanstände überein-

stimmt, welche Uebung, obgleich sie schon seit langem bc-

steht, noch nirgends im Geringsten Störung des Friedens

zwischen den Coufessionen veranlaßte, sondern wobei viel-

mehr eben die beidscitigcn Rechte und Pflichten anerkannt

und geachtet bestehen, so daß es. doch wirklich sonderbar
vorkommen muß, wenn sin Kt. Aargau allein solche Praxis
anstoßcrregend erscheint und nicht geduldet werden will.
Die wahre Auffassung zudem schon des Wesens einer christ-

lichen Kirche, und besonders jeuer, die sich als die unver-
änderliche, durch unfehlbare Autorität geleitete, durch post-
tive göttliche Stiftung gegründete ansieht, würde und müßte

belehren, daß man hierin der Kirche und ihren Diener,,



Freiheit zu belassen habe, — daß man entweder die Vor-

schriftcn dieser Kirche über das, was ihre eigene Sphäre

berührt Hund das thut die Ehe als ein Sacrament), achten,

oder dann gegen sie selbst, die katholische Kirche als solche,

feindselig ankämpfen muß, was wider Ihre eigene Kanto-

nalverfassnng und, ich spreche es zuversichtlich aus, gegen

Hochihrc Meinung und Absicht ist.

Aber eben deßwegen, weil doch Hochihrc Verordnung
vom 2. März in die wesentlichen Rechte und Befugnisse

der katholischen Kirche und ihrer geistlichen Oberbchörde

eingreift und selbe verletzt, und weil sie zugleich die kathol.

Geistlichkeit des Kantons Aargan, bei treuer Erfüllung ihrer

Gewisscnspflichten, nicht nur kränkt und Plackereien aus-

setzt, sondern mit großem Schaden bedroht und ihre ganze

Stellung, so zu sagen, unhaltbar macht, — und weil meine

eigene bischöfliche Autorität damit zugleich auf indirecte

Weise angegriffen wird, indem die Geistlichkeit um der Bc-

folgung ihrer vom Bischöfe erhaltenen Weisungen willen

verfolgt werden soll, so kann ich nicht anderes, als bei

einer hohen Regierung des Kantons Aargau hiemit gegen-

über ihrem Beschlusse vom 2. März, sowohl in Verhän-

gung von Geldbußen bei Unterlassung fraglicher Vcrkün-

düngen, als auch in den übrigen mit den Vorschriften der

katholischen Kirche nicht vereinbarlichen Bestimmungen, die

Rechte der hl. Kirche, des Bischofs und der Geistlichkeit

feierlich zu verwahren.

Zugleich aber auch, Hochgeachtete Herren! habe ich noch

die Pflicht, die Rechte der katholischen Kirche und die des

Diöcesanbischofs gegen die ungemcsscne Ausdehnung des

Placet-Gesetzes, wie sie in der Verordnung vom 2. März,

§ 2 da steht und wie sie wohl kaum anderswo in einem

christlichen Staate Europa's vorkömmt, bestens und kräf-

tigst zu verwahren und gegen ein solches Placet, das sich

in dieser Weise in alle kirchliche Verordnungen des dogma-

tischen und sacramentalcu Gebietes hineindrängen könnte

und die Erfüllung der Pflichten eines katholischen Bischofs

seinen Gläubigen und seiner Geistlichkeit gegenüber am Ende

vcrunmöglichcn müßte, offene Protestation einzulegen.

Indem es aber hiemit nicht von Ferne in meiner Ab-

ficht liegt, irgend einen Conflict zwischen Kirche und Staat

herbeiführen zu wollen, einzig das hiebei thuend, was Amt

und Pflicht von mir verlangen, zur Schützling und Sicher-

stellnng der kirchlichen Rechte und Freiheiten lind indem

ich auch auf Hochihrcr Seite annehmen zu dürfen glaube,

daß ein solcher Conflict Ihnen ebenfalls nichts weniger als

willkommen sei, hoffe ich immer noch das Bessere, glaube

noch immer an ein mögliches Verständniß und eben in der

Absicht, das Meinige zur Erzielnng eines solchen beizutra-

gen, hatte ich mich schon vordem bereits vor mchrern Wo-

cheu *) aus freien Stücken an den apostolischen Stuhl ge-

wendet, von woher ich eine Entscheidung täglich erwarte,
eine Entscheidung, die natürlich allein für mich lind den

katholischen Clerus des Kantons Aargan maßgebend sein

kann.

Mit dem Ersuchen, diese, wenn auch ernste Erklärung,
als den Ausdruck meines innersten Pflichtgefühles gütig
aufnehmen und beherzigen zu wollen, habe ich die Ehre,
mit der erneuerten Znsicherung der ausgezeichnetsten Hoch-

achtung und Ergebenheit zu zeichnen

Hochgeachtete, Hochgeehrteste Herren!
Solothurn, den 7. März 1858.

Ihr dicnstbercitwilligstcr

P Carl, Bischof von Basel.

Priesterleminar und Staatskirchenthum sowohl im All-
gemeinen, als mit besonderer Rücksicht ans das Ais-
thnm St. Gallen.

"-< V (Pries aas St. Gallen.) In dem Rcchtsbegrisfe von
der Kirche, als einer selbstständigen Anstalt mit ungehindcr-
ter Autonomie in ihrem Wirkungskreise, ist es schon cut-

halten, daß der Kirche das Recht und die Pflicht zustehe,

den Clerus selber zu erziehen.

Nach katholischer Anschauung ist der Priester und Sccl-
sorger in seiner ganzen Wirksamkeit nur Organ und Werk-

zeug der Kirche. Die Kirche ist es, die da lehrt und opfert
und leitet, die Priester, die geweiht und gesendet werden,

handeln nur im Namen und Austrage der Kirche. Dieser

Sendung der Kirchendiener durch die Kirche liegt die Vor-
aussetzung zu Grunde, daß die Kirche die zu Sendenden

selber unterrichte und erziehe, prüfe und tüchtig erkläre.

Ohne dieses wäre die Sendung eine blose Form, sie hätte
keine volle Wahrheit. Darum hat die Kirche von jeher die

Erziehung des Clerus als eine ausschließlich kirchliche und

bischöfliche Amtsvcrrichtuitg erklärt, die so wesentlich ist,
als die Predigt der katholischen Glaubenslehre, als die

Seelsorge und die Erthcilung der Priesterweihe. Es ist

das für die Kirche ein Recht und eine Pflicht der Selbst-

crhaltnng, welche im natürlichen und positiven Rechte un-

bestreitbar begründet ist. „Dieses Recht", sagt Pius VII.
in der Lsposiîîivne cloi Lovtimenti an die Regierungen der

oberrheinischen Kirckcnprovinz (8 kA), »kann nach katholischen

Grundsätzen von der Civilgcwalt weder gestört noch bc-

schränkt werden."

Und wirklich besitzen in diesem Augenblicke in allen

Wie wir auf unsere Erkundigung vernommen, unterm lg. Janner
und kö. Fcdr. lauf. Jahres. Anmcrk. d. Redart.
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Ländern der Welt, außer einigen Kantonen der Schweiz,
die Bischöfe vollständige Freiheit in Bezug auf Ergänzung
und Erziehung ihres Clerus, in Bezug auf geistliche Se-
minarien und Erziehungsanstalten; sie sind in allem dein

gänzlich unangefochten von einer Civilgewalt.
Bekanntlich ist nun der Einstich der Bischöfe auf die

Erziehung der künftigen Cleriker in der deutschen Schweiz

ohnehin auf ein Minimum reducirt. Die Vorschriften der

Kirche verlangen ausdrücklich, daß der künftige Priester
in den kleinen und großen Seminarien von Unten herauf

kirchlich erzogen werde. Statt dessen bleibt der Jüngling
während der ganzen Studienzeit sich selber überlassen. Wenn

ihn dennoch sein Steril an die Pforten der Kirche führt, so

besteht die ganze clericälc Erziehung höchstens in einem

Vorbcreitungscurs aus die practische Scelsorge in einer Zeit
von 6 bis 8 Monaten. Dieses Bruchstück eines kirchlichen

Seminars ist nun bei uns obendrein noch so josefinisch

zugeschnitten, daß es nur nneigentlich kirchlich oder bischös-

llch genannt werden kann.

Ehe die betreffenden Bestimmungen näher bezeichnet wer-
den, soll zum leichtern Verständniß die Errichtung des Se-
minars kurz berührt werden. Das St. Gallische Seminar
sollte seiner ersten Bestimmung gemäß ein vollständiges,
größeres Seminar bilden. Das Gesetz vom 8. Mai 1805

über Ausscheidung und Verwendung des Stiftsvcrmögcns
bestimmt die Fondirung eines Seminars zur Bildung von

Pfarrgcistlichcn, an welchem erfahrne Geistliche, „sowohl
den Seminaristen, als andern angehenden Geistlichen einen

theologischen Curs beibringen sollen." In gleichem

Sinne bestimmt die Bulle Stiller Heiligkeit Pius VII. über

Errichtung des Doppelbisthums vom 2. Juli 1823, „ut
kuturlis optscopus 8-lUKilIIonsis w nova sua clivoecs! pc-
culture senàarium a Ourionsi cllstinctum ct eparatum
vriKat, in guo su« àîneàà stlrusäetloits eleriei

ipsius tcrriwrii Lauxaìleusis instruantur servatis ris omni-
bus, gulo circa scminaria «stcoecsana a sacro concilia
triàentino âoerota snnt." Diesen Anforderungen wurde zur

Zeit des Doppelbisthums mehr oder weniger genügt.

Im Jahre 1833 aber, nach dem Tode Karl Rudolfs,
nahm das katholische Großraths collegium neben vielen

andern bischöflichen Befugnissen auch diejenigen, welche das

Seminar betreffen, für sich in Anspruch. Der Standpunkt,

auf den die damaligen Behörden sich stellten, wird am bc-

sten mit ihren eigenen Worten bezeichnet. Dem Beschlusse

des katholischen Großrathscollegiums vom 28. October 1833,

der die Bulle vom 2. Juli 1823 als nicht bestehend erklärt

ulld die Trennung des Doppelbisthums anbahnt, wird

unter andcrm folgende Erwägung vorausgeschickt: „In
Betrachtung, daß es jederzeit in der Berechtigung der Volks-
Vertreter des sclbstständigen, katholischen Kantonstheiles

liegt, unter Vorbehalt der Staatsgcnehmigung, die For-
men sowohl als auch die Mittel der oberhirtli-
cheu Leitung zu bestimmen u. s. w." Der allgemeine

große Rath genehmiget den nämlichen Beschluß auf die Er-
wägung hin, „daß keiner Confession das Recht bestritten
werden kann, selbst legal bestehende Einrichtun-
g e n zu ihrem Besten zu ändern." Gleichzeitig und in glci-
chem Geiste wurden nun auch die Beschlüsse in Betreff des

Pricsterseminars gefaßt und haben durch alle Wechsel der

politischen Farben hindurch bis heute ihre Geltung bewahrt.
Es genügt, dieselben einfach den Forderungen des katholi-
scheu Kirchcnrechtes gegenüberzustellen, um deren Unkirch-
lichkeit darzuthun.

Es kommen bei einem Seminar, wie bei einer andern

Anstalt drei Dinge in Betracht,,die Aufnahme der Zöglinge,
die Leitung und Ucbcrwachung der Anstalt, und die Au-
stellung der Lehrer, und nur wenn diese drei Befugnisse der

Kirche zustehen, kann eine Anstalt eine katholische genannt
werden.

Bezüglich der Aufnahme in das Priefterseminar be-

stimmt die Verordnung des katholischen Großrathscollegiums

von sich aus in Art. 3, welche Eigenschaften und welche

Vorbildung derjenige besitzen müsse, der aufgenommen wer-
den will. Art. 4 lautet sodann wörtlich: Ueber den in
Art. 3 vorgeschriebenen Ausweis hat der Candidat vor der,
durch den Administrationsrath, unabhängig von der
Curia, aufzustellenden Examinationscommission eine strenge

Prüfung aus den philosophischen und theologischen Fächern

zu bestehen. Art 5: Wer dieser Prüfung, zur Zufrieden-
heit der Prüfungscommission, Genüge geleistet hat, dem

darf, mit Vorbehalt der Bestimmungen über die Anzahl
der Seminaristen die Aufnahme in das Seminar
nicht verweigert werden. Auf Grundlage dieser Bc-

stimmungcn hat der katholische Administrationsrath bis heute

durch eine von ihm aufgestellte Prüffungscommission die

Kandidaten des Priesteramtcs prüfen lassen, und je nach

dem Ergebmß die Aufnahme gestattet oder verweigert. Die

kirchlichen Behörden werden bei diesem Verfahren nicht blos

ignorirt, sondern absichtlich von jeder Theilnahme ausgc-
schlössen. Die Prüfungseommission muß laut Gesetz „ n n -

abhängig von der Cu ri a" gewählt werden. Der Bll
schof hat nicht einmal die Exclusive hinsichtlich der vom

Admiuistrationsrath Aufgenommenen, „es kann diesen
die Aufnahme nicht verweigert werden." Es
ist also gesetzlich möglich gemacht, daß ein Candidat gegen

den erklärten Willen des Bischofs die Aufnahme in das

Seminar durchsetzen könnte. Dem Bischof von Rottenburg
darf es nach der würtembergischen Convention nicht ein-

mal erschwert werden, „die Entfernung eines von ihm für
(Siehe Beiblatt Nr. 12.)
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unwürdig erklärten Zöglings aus den niedern Convictcn

zu erwirken," obschon diese reine Staatsanstalten sind, der

Bischof von St. Gallen aber muß nolens volens in das

Seminar aufnehmen und nicht aufnehmen lassen, ohne die

geringste officielle Mitwirkung, wie es einer weltlichen

Behörde beliebt.

In Bezug auf die Bestellung des Lehrers sagt

Art. 7 der Verordnung: „Die Aufsicht über die Seminari-

stcn, und der Untericht derselben steht bei dem von dem

Bisthumsvcrweser zu bestimmenden Regens, der jedoch ein

dem Administrationsrath genehmer Mann sein soll/ Die

Wahl des Regens ist das einzige am ganzen Seminar,
wo die kirchliche Behörde mitsprechen darf. Vom Stand-

punkte des Gesetzgebers aus erscheint aber dieses Zugestand-

niß nicht als anerkanntes Recht der Kirche, sondern nur
als Gunst, die man wieder nach Gutfinden entziehen

kann, und hat die nämlichen mißtrauischen Beschränkn»-

gen, die man in jüngster Zeit an dem Baslcr-Entwurf ge-

rügt hat.
Die Leitung und den Lehrgang des Seminars

verordnet das Großrathscollegium Art 6 : In dem Se-

minar, welches nur den practischen Neligionslehrer auszu-
bilden hat, soll der Unterricht sich lediglich auf die Pasto-
ralfächer, Pädagogik, und die Lehre über die auf das kirch-
liehe Bezug habenden bürgerlichen Gesetze beschränken."
Und Art 8 : „Der Administrationsrath hat das Recht und
die Pflicht, von Zeit zu Zeit Einsicht in die Hausordnung
und Lehrwcise im Seminar zu nehmen, um alljährlich über

den innern und äußern Zustand des ScminarsZgceignctcn

Bericht an das katholische Großrathscollegium erstatten zu

können." Es werden also auch die innern Angelegenheiten

des Seminars von einer weltlichen Behörde geregelt; das

Großrathscollegium bestimmt, was gelehrt werden müsse,

der Administrationsrath hat das Recht und die Pflicht der

Oberaufsicht, dem Bischof bleibt von Gesetzes wegen das

Zusehen. Es ist alles so angeordnet und normirt, als ob

der Bischof gar nicht da wäre, als ob das Pricstcrscminar

der Kirche nicht näher stehe, als eine Realschule. Der

Rest der clericalen Erziehung, der in den Pricstersemina-

rien neuerer Art noch geblieben ist, besteht in St. Gallen
dem gegenwärtigen gesetzlichen Bestände nach in einem

weltlichen Institute. Es wird von einer weltlichen

Corporation als Eigenthum angeschaut und behandelt, wird
von einer weltlichen Behörde geleitet und beaufsichtiget, es

ist nicht eine Anstalt der katholischen Kirche, sondern der

katholischen Corporation, wie die ehemalige Kantonsschnlc.

Eine Behörde, die in letzter Znstanz vom Volke, vom pa-
ritätischcn Volke ausgeht, da circa 18 Katholiken von pro-
tcstantischcn Mehrheiten in den großen Rath gewählt wer-

den, entscheidet darüber, wer fähig und würdig sei, von
der Kirche als Priester gesendet zn werden.

Diese Praxis hat zn ihrer Voraussetzung die reformirte
Kirchenverfassnng. Dort ist ein solches Verfahren im Prin-
zipe begründet und darum in seinem Rechte, aber es steht
im größtmöglichen Widerspruche mit der katholischen An-
schaumig von der Kirche und von dem Priester. Ein Prie-
sterseminar ist erst dann ein katholisches, wenn dem Bi-
schof plenum jus zusteht, bezüglich der Aufnahme der Alum-
nen und der ganzeil Leitung des Priesterscminars.

Zur Steuer der Wahrheit muß nun allerdings gesagt

werden, daß die katholischen Behörden den Bischof gewäh-
reu lassen, und factisch sein Verhältniß zum Pricstcrsrmi-
nar ein ganz anderes ist, als es dem Buchstaben des Ge-

sctzes nach sein könnte. Aber so lange derartige Besinn-

mungen in Kraft stehen, sind es nur Rücksichten von Seite
der vollziehenden Persönlichkeiten, welche der Sache das

Schroffe benehmen, das gute Recht ist nur Gnade, und es

braucht nur einen politischen Umschlag und andere Zcitum-
stände, um die ärgsten Juconvcuienzen hervorzurufen. Dann
können wieder erklärte Rationalisten und radicale Obersten
als Prüfnngscommissärc fungiren, kann ein Freimaurer
Präsident das Visum über ascetische und liturgische Schrif-
ten verlangen, ehe sie für das Seminar angeschafft werden

dürfen, können erklärte Feinde der bischöflichen Gewalt alls
legalem Wege über das Seminar verfügen. Allein wenn
auch das nie zu besorgen sein sollte, auch billigen und
wohlwollenden Behörden gegenüber ist die Leitung des P?ie
stcrsaminars ein unveräußerliches Recht der Kirche, welches

principiel seine hohe Bàutnng hat, wenn auch die ge-
ringe Ausdehnung der Diöcese und günstige persönliche

Stellungen die prac tische Wichtigkeit der Sache theilweise
und für den Moment zurücktreten lassen. Von diesem

Standpunkte aus sagen wir: Die Erziehung des Clerus,
und darum auch die Leitung des Priesterseminars, ist ein

unv eräußerliches Recht der Kirche, und wo sie an-
erkannt ist, kann ihr dieses Recht nicht geschmälert werden,
und es wird nirgends geschmälert — als bei uns. —

Mit Vergnügen lasen wir in
der Ostschwciz den schönen Aufsatz: Drodcr Klaus nud Aru-
derkklllci! in Nr. 10 der schweizerischen Kirchenzcitung.
Welcher Schweizer erinnert sich nicht mit Begeisterung an

diesen „Freund der Brüder, der so viel betet für das Volk
Gottes?" Wer geht nicht einig mit dem Verfasser des ge-

nannten Aufsatzes, es sollte die Verehrung dieses „Seli-
gen" beim katholischen Schweizervolke neuerdings aufgefrischt
werden? Die Mittel, die der Verfasser angibt und die hier
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nicht wiederholt werden sollen, sind sehr zweckmäßig und

müssen in Anwendung kommen, um das angestrebte Ziel
zu erreichen; — aber eines und zwar das wichtigste hat er

nach unserer Ansicht noch nicht berührt. Soll nämlich in
Predigten die Verehrung dieses Seligen empfohlen werden,
so sollte nothwendig in allen Bisthnmern der Schweiz an
einem bestimmten Sonntag nach Ostern das Fest des sel.

Nikolaus von Flüe, dieses beliebten „Volksmannes" gefeiert

werden. Am 6. Sonntag nach Ostern werde alljährlich in
Sächseln, wo seine hl. Gebeine ruhen, das „Enthebungs-
fest" seiner hl. Gebeine gefeiert, hieß es im benannten Auf-
satze. Könnte nun nicht gerade dieser Sonntag angenom-

men werden zu einer allgemeinen Feier in allen schweizerischen

Bisthümern? Das besteht wirklich gegenwärtig schon im
Kanton Luzcrn. In diesem wird alljährlich au diesem

Sonntage das Fest dieses Seligen gefeiert mit Predigt und

einer Alissa votiva soloinnis äs lZ. Aioolao cke Vllüo, wie

im viroetorinm Lasànso zu lesen, ist. Könnte nun nicht
diese Verordnung, anstatt nur auf den Kt. Luzern, auf das

gayze Bisthum Basel oder vielmehr ans alle Bisthümer
der Schweiz ausgedehnt werden? So wäre dann jedem

Prediger, der an diesem Tage die Kanzel besteigt, Gelegen-

heit geboten, die Verehrung dieses Seligen seinen Zuhörern

zu empfehlen, mit seinem Leben sie vertraut zu machen.

Ohne bestimmte, höhere Veranlassung aber an Sonntagen

von Heiligen zu predigen und das Evangelium bei Seite

zu lassen, liebt theils nicht jeder Prediger, theils käme es

auch dem Volke fremdartig vor. Eine solche Fcstfcier aber

würde vom Volke gewiß überall mit Freuden begrüßt wer-
den. Warum sollte man dem Volke, dem man gegen sei-

neu Willen immer mehr nimmt, wie gegenwärtig bei uns
die zwei schönen Feiertage St. Zvsef und Märiä Verkün-

digung, als Ersatz nicht auch wieder etwas anderes j an dem es

gewiß Freude hat, gewähren? Warum sollte man, während

so vieles zerstört wird, nicht auch wieder etwas aufbauen?
A Mailand. Von Sr. Hochw. Cassini, Rector

des kowiiiario àg'Aioro erhalten wir folgenden Bericht,

über die von einigen Zeitungen irrig dargestellten Verhält-

nisse der dortigen Schweizer-Zöglinge: „Hr. Znwin-
kelried, Zögling ans dem Wallis brachte seine Krankheit,
die ihn in's Grab führte, schon ans der Heimath nach Mai-
land. Acht Tage nach seiner Ankunft erfuhr ich schon seine

Kränklichkeit, weßwegcn ich ihn auch gleich in das Kran-

ken-Zimmcr bringen und von dem Arzte besorgen ließ. Da
aber dieser ihn als Schwindsüchtig erklärte, so wurde er

in ein eigenes Zimmer versetzt, wo es ihm, trotz der vielen

Kosten, weder an allerlei Euren und Pflegen während sieben

Mosten, noch an Heizung des Zimmers während des

Winters irgendwie fehlte. Wie er in der warmen Jahres-
zeit sich wieder stärker an Kräften fühlte, reiste er in sein

Vaterland mit der Hoffnung, eine schnellere Genesung in
der heimathlichen Geburtsluft zu finden und herzlich wnn-
sehend, in dieses Seminariüm beim Anfange des neuen

Schuljahres wieder zurückzukehren, wohin er auch wirklich
zurückgekehrt sein würde, hätte ihn nicht Gott zu sich gerufen.

„Der andere Walliser-Student ist nicht wieder in unser
Seminar getreten, weil er, wie man mir gemeldet, eine

andere Laufbahn einschlug. An die Stellen dieser zwei Wal-
liser-Studenten wurden sogleich zwei andere berufen, deren-

einer sich hier unter uns befindet, der andere aber diesen

Ruf nicht benutzte, weil er, wie man mich berichtet, die

Ernennung erst erhielt, als er seine diesjährigen Studien
schon in einem andern Erziehungshanse angefangen hatte.

„Der Student aus dem Kanton Freibnrg ist deßwegen

nicht wieder nach Mailand gekommen, weil er lieber das

Smnnarium, welches in Freibnrg durch die Sorge seines

Hochw. Bischofs eröffnet wurde, benützt; indessen sprach

er mir in einem Briefe seine höchste Dankbarkeit für alle'

Pflege ans, die ihm in vorigem Schuljahre hier geleistet

wurde.

„Was sodann den Mangel betrifft, den die Schweizer-
Studenten in unserm Seminar leiden soflcn, muß ich vor
Allem bemerken, daß die Schweizer hier sowohl Kost als
Logis und Unterricht völlig gleich, wie alle andern Diöce-
san-Cleriker erhalten, welche aus eigenen Mitteln ihre ganze

Pension bezahlen. Uebcrdies gibt ihnen die kaiserliche Schatz-
kammer das Bett und Bettzeug, das Oberklcid, die Schul-
bnchcr, die Wäsche, Arzt- und Arznei-Bedienung und so-

-gar eine Geldanweisung für die kleinen Ausgaben. Ferner
in Betreff der Heizungsmittel muß ich das, was der

porio" (ein hiesiges periodisches Blatt) erzählt, nämlich daß

die Seminaristen täglich nur eine halbe Stunde das Feuer

sehen, als falsch bezeichnen. Denn wie viele Schlafzimmer,
eben so viele Säle gibt es hier mit Kamin-Feuer für die

Frei-Stunden; ebenso hält man immer die Ofen, sowohl

in dem Krankenzimmer, als auch in den Genesungs- und

Empfangs-Sälm warm. Allerdings ist nicht in Abrede

zu stellen, daß der diesjährige Winter für Mailand ganz

außerordentlich streng war, aber die daraus entstehenden

Beschwerden waren für die Schweizer-Studenten gewiß nicht

größer, als für die andern Cleriker dieser Diöcesc; vielmehr

mußten die Schweizer, da ihr Schlafzimmer das kleinste

ist, um so weniger Kälte, als die andern, fühlen." *)

Mit Vergnügen werden unsere Leser cms dieser Berichtigung ent-

nehmen, wie liebevoll für unsere Mitbürger im Mailänder-Scmi-

nar gesorgt wird; daß dieselben dieses Jahr über Kilte klagen,

ist übrigens ganz erklärlich, ist es ja eine bekannte Thatsache,

daß wir an unsere warmen Ofen gewöhnten Schweizer die Kälte

in Italien weniger gut vertragen als die Italiener; wir zweifeln

jedoch keineswegs, daß die Tit. Seminarverwaltung in ihrer Sorg-
fält auch für diesen Punkt nach Umständen Sorge trägt. (D. R.)
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>»> S Luzcrn. (Brief.) Soeben wurde der vierte Bericht
des Armen-Vereins der Stadt Luzern veröffentlicht, für
1857. Die Zahl der Geber betrug 404, diejenige der Ga-

bcn 7642 Fr. 45 Np. Dieses Jahr winden nur zwei Samm-

lungcn veranstaltet. 541 Personen wurden unterstützt, theils

durch Arbeit; der Arbeitsausschuß zahlte 2823 Fr. 36 Rp. ;

Lebensrnittel wurden für 4700 Fr., Kleider für 2245 Fr.
94 Np. ausgetheilt. Auch eine Armenschulc freute sich des

besten Gedeihens. Heute den 17. März ist, Morgens 9

Uhr, Hauptgottcsdienst der Armen in Maria-Hilf; Abends

6 Uhr ist General-Versammlung des Armen-Vereins im

Casino. Sr. Hochw. Hr. Cvmissar Winkler hat sich um

die Armen der Stadt abermals verdient gemacht, da er

wie die Seele den ganzen Verein belebt, freilich dann auch

Hülfe und Theilnahme findet, namentlich bei den im Ar-

menwcfen sehr thätigen Damen der Stadt. Das Tagblatt
von Luzern, das sonst wie ein Wascherwcib alles weiß,

was an jedem Stadtbrunneu vorgeht, weiß von diesem

Verein bis itzt kein Wort zu berichten; etwa weil ein Geist-

licher an der Spitze steht und da keine Anekdoten zu crfiu-
den sind?

^ «'Das aargauischc Intoleranz-Edict gegen die

kathvl. Pfarrer, bezüglich der Ehe-Vcrkündung, erregt hier
bei Geistlichen und Weltlichen (ohne Rücksicht der politi-
tischen Farbe) allgemeine Mißbilligung.

^ " Zug. Die löbl. Zuraten- und Pfarrcoufcrcnz am

9. d. hat eiumüthig beschlossen, an den Hochw. Bischof

von St. Gallen eine Zustimmungs-Adressc zu erlassen.

Wie in Luzern, so wird auch hier bezüglich, der Feiertage

von Mariä Verkündigung und St. Josef nicht so bald

eine Aenderung erfolgen, da das katholische Volk sie Mibe-

halten will und die Regierungen diese Volksstimme hier

nicht mißachten wcrvcn.

^ «- Aargau. (Mitgcth.) II. Die jüngste „Mischehe-

Vcrkündungs-Regierullgsvcrorduuiig" stützt sich auf das Kan-
tonal- und Bund es gesetz und sucht darzuthun, daß

das eine wie das andere auch bei gemischten Ehen die Ver-

kündung von der Kanzel verlange, indem

1) der § 90 des aargauischcn bürgerlichen Gesetzbuches

die Verkündung der Ehen von der Kanzel ausdrücklich vor-

schreibe und diese Vorschrift durch das Bundesgesetz keines-

Wegs aufgehoben, sondern vielmehr bestätigt werde, und

indem

2) die Bewilligung zur Promulgation oder Copulation

einer gemischten Ehe nicht an Bedingungen geknüpft werden

dürfe, welchen andere Ehen nicht unterliegen (Art. 5 des

Bundesgcsetzcs über gemischte Ehen).

Prüfen wir die Festigkeit dieser Stützen an der Hand
des aargauischcn Kantonalgesctzes und des schweizerischen

Bnndesgesetzes:

^4. Verlangt das Kantonalgcsetz wirklich, daß unbe-

dingt jedwede Ehe, auch die gemischte, von der Kanzel vcr-
kündet werde?

L. Wird diese Vorschrift des aargauischcn Gesetzes durch

das Bundesgesetz wirklich nicht nur nicht aufgehoben,

sondern vielmehr bestätiget?

aà ll. Der § 90 des aargauischcn Gesetzbuches besagt

allerdings : „die Vcrkündung (einer Ehe überhaupt) soll an
drei auf einander folgenden Sonntagen bei der Hauptver-

sammlung des Morgcngvttesdicnstes von der Kanzel gcschc-

hcn und zwar in der Hcimath und an dem gegenwärtigen,
sowie an denjenigen Wohnorten beider Verlobten, wo sie

sich im Verlauf der letzten 6 Monate aufgehalten haben."

— Aber sowohl dieser § 90, als sämmtliche in der Regie-

rungsverordnung angeführten M 87, 90, 94, 92 und 93

beschlagen die Ehe nur im Allgemeinen. — Hingegen cut-

hält dasselbe aargauischc Gesetzbuch auf Seite 425 folgende

Ausnahmsbcstimmung:

„Die eidgenössischen Stände Zürich und Aargau, —
veranlaßt durch die neuerlich der kath. Geistlichkeit
vom römischen Stuhle zugekommene Untcrsa-
gung der Einsegnung paritätischer Ehen, die
mitunter auch auf die Verlìnàng derselben aus-
gedehnt wird, — haben sich dahin einverstanden:

„Die Verkünd un g dieser Ehen soll nöthigen Falls
entweder durch den refvrmirten Pfarrer oder durch den Ci-
vilbeamtcn vorgenommen werden."

Dieses Concordat eidgenössischer Stände wurde gcschlos-

sen am 44. August 4824 und ist in Kraft getreten am 12.
Brachmonat 1822 ; es ist aufgenommen in die neueste Aus-
gäbe der aargauischcn Gesetzessammlung; „enthaltend die
in Kraft bestehenden eidgenössischen Concordatc und

Staatsverträge."

Es ist somit nicht wahr, daß das aargauischc Gesetz

den kath. Pfarrern die Verkündnng jeder Ehe, auch der

gemischten, vorschreibe. Der § 90 erleidet bei seiner An-
Wendung auf gcmisckte Ehen die durch das angeführte cid-

genössische Concordat vorgezcichncte Modification. Die Ver-

kündnng dieser Ehen soll "laut aargauischem Gesetzbuch

(Bd. II. pax. 125) durch den rcformirten Pfarrer oder durch

den Civilbeamten vorgenommen werden, und dieser nöthige

Fall tritt ein, so oft das kathol. Pfarramt laut Weisung

vom apostolischen Stuhl zu einer gemischten Ehe wegen

Nichterfüllung der kirchlichen Vorschriften nicht mitwirken

darf. ' ' ^

ael II. Die zweite Stütze der Regierungsverordnung —
die Berufung auf das Bundes gesetz — ist eben so morsch.

Das Bundcsgesctz, so will man glauben machen, hebe

den § 90 des aarg. Gesetzbuches keineswegs auf, sondern
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bestätige ihn vielmehr, es verlange also ebenfalls unbe-

dingt die Verkündung gemischter Ehen durch den katholischen

Pfarrer.
Welche Ignoranz des Bnndesgcsetzes muß die aargauische

Regierung bei dem bischöflichen Ordinariate und den katho-

lischen Pfarrern voraussetzen, um mit einer solchen Inter-
prctation in die Öffentlichkeit treten zu wagen Das Bun-
desgesetz über gemischte Ehen, besteht eben nicht blos ans

dem Artikel 5, auf welchen sich die Regierungsverordnung

steift, sondern enthält 9 Artikel von welchen der 2. also

lautet: „Ist die Promulgation einer solchen (gemischten)

Ehe vorgeschrieben, so ist dieselbe entweder durch eine geist-

lichc oder weltliche Behörde zu vollziehen" ; und der Ar-
tikel 8 bestimmt: „die mit diesem Bundesgcsetze im Wider-

spruche stehenden Bestimmungen der Kautonalgesetze treten

hiemit außer Kraft." — Das Bundesgesetz, somit weit ent-

fcrnt, den 9V des aarganischen Gesetzes zu bestätigen,

hebt denselben vielmehr ans; (der § 90 ist seit Erlaß des

Bnndesgcsetzes, <>. 3. Christmonat 1850, außer Kraft gc-

treten); hingegen besteht noch heutzutage in Kraft die mit
dem Bundesgcsetze übereinstimmende Concordatsbestimmung.

Die Regierungsverordnung umgeht wohlweislich den

Artikel 2 und beruft sich einzig auf den Artikel 5 : „die

Bewilligung zur Promulgatiou oder Copulation darf nicht

an Bedingungen geknüpft werden, denen andere Ehen nicht

unterliegen". — Die elastische Fassung dieses Artikel ge-

stattet mehrfache Auslegung; man kann ihn aber nicht im

Sinne der Regierungsverordnung auslegen, ohne das Bun-
desgesetz des Widerspruches gegen sich selbst zu bczüchtigen,

— des Widerspruchs, daß es durch den Artikel 5 wieder

umstoßen wolle, was es im 2. Artikel aufgestellt. Ein
solches Compliment muß sich das Bundesgese'tz verbitten;
der Artikel 2 bleibt stehen, vbschon er nicht die Ehre hat,
von dem Redactor der aarganischen Regierungsverordnung
citirt zu werden. Mau vergleiche übrigens die obenerwähnte

Concordatsbestimmung mit dem 2. Artikel des Bundesgesetzes.

Welche Uebereinstimmung! Wer sieht nicht, das die Cou-

cordatsbcstimmung bei Abfassung des Bundesgesetzes als

Vorlage diente? Berechtigt diese fast wörtliche Ueberein-

stimmnng nicht zn dein Schluß, daß beide aus denselben

Motiven entsprungen sind, daß der Bundesstaat (wie wei-

land die eidgenössischen Stände) ebenfalls — veranlaßt
durch die der katholischen Geistlichkeit vom römischen Stuhle
zugekommene Untersagung der Einsegnung paritätischer Ehen,
die auch auf die Verkündung derselben ausgedehnt wird —
feststellte: die Verkündung solcher Ehen, falls sie vorgeschrie-

ben ist, hat durch eine geistliche oder weltliche Behörde zu

geschehen.

Das Bnndcsgesetz hat also den Fall vorgesehen, in wel-

chem die geistliche Behörde (das katholische Pfarramt) die

Verkündung nicht vornehmen darf; es hat den Regierungen

für diesen Fall einen doppelten Weg bezeichnet; enlweder

bei solchen Ehen die Verkündung nicht vorzuschreiben (da-
von zu dispensircu), oder aber, wenn selbe vorgeschrieben

ist, sie durch eine weltliche Behörde vornehmen zu lassen.

Und wirklich haben mehrere Regierungen der Diöcese Basel
den einen oder andern dieser Wege betreten. Im Kanton

Luzern z. B. dispensirt die Regierung bei solchen gemischten

Ehen von der gesetzlichen Verkündung; im Kanton Solothurn
wird eine solche Ehe da, wo ein reformirter Pfarrer sich

befindet, von diesem ansgekündet, wo nicht, durch den

Weibel; und im Kanton — Aargan wurde es in jüngster
Zeit ebenso gehalten. Gestützt auf das Buudcsgesetz ver-
ordnete die aargauische Negierung, je nach den Ortsverhält-
nissen, daß entweder der reformirte Pfarrer oder eine wclt-
liche Behörde (sei es durch Wcibclruf oder öffentlichen An-
schlag) die Verkündung vornehme.

Wahrhaftig, wenn Verfassung, Kantonal- und Bun-
desgesetz sprechen könnten, sie würden sich einstimmig bekla-

gen über die Knöpflistecken-ülaltrultaxo, die sie durch die

Regierungsverordnung so eben erfahren.

Wäre die Strafverordnuug nur eine selbstherrliche Kir-
chenrathspräsidialverfüguug, — wir würden uns nicht wun-
dern; von dieser Seite sind wir solche Dinge laugst ge-
wohnt und bereits hartsühlig dagegen geworden. Aber daß
sich eine hohe Behörde den Knvpflistecken in die Hand drücken

läßt, darüber darf man sich billig wundern. Wir zweifeln
jedoch keinen Augenblick: die hohe Negierung wird dieses

unwürdige und abgegriffene Werkzeug seinem Erfinder und

Eigenthümer als unveräußerliches Monopol zurückstellen.

S (Brief.) Unser „Knöpflistccken" hat es zu Stande

gebracht) uns Geistliche in eine wahre Enge und bittere

Noth zu treiben. Gott verzeih' ihm's! Aber des Heilandes

Entschuldigung kann ihm nicht gelten, denn er weiß, was
er thut! Aber wir Geistliche wissen's auch, was wir thun
Wir lassen uns nicht entmuthigen und gelte es noch so

harteü Kampf. Wir wissen auch, was es gilt. Es han-
delt sich wahrlich im Grunde nicht um die kirchliche Ver-

kündnng, welche ihrer Natur nach nie und nimmer von
der reinen Willkür des Staates abhängen kann, sondern

Sache der Kirche ist und zwar um so mehr, weil Ver-

küudung oder Nicht-Verkündnng zu den Amtspflichten
des Seelsorgers, die einzig von der Kirche ausgehen,

gehört. Nein, nicht die Verkündung an sich ist des erho-
benen Conflictes Gegenstand, sie war nur der zufällige

Anlaß des Ausbruches ; der „Schweizerbote" (Nr. 62) zeigt
es ja bereits selber klar, daß man auch wesentlichere, mit
dem Dogma der Kirche eng zusammenhängende Vorschriften

derselben zu bekriegen sinnt, daß es sich auch um die

(Siehe Extra-Beilage Nv. 12.)
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katholische Kindererziehung handelt, um das in-

ncrste religiöse Wesen und Leben der Ehe selber. Doch,

auch dieß ist wiederum nur ein einzelnes, gelegentlich auf-

gegriffenes Object des Kampfes; im Grunde handelt es

sich, nach unserer Auffassung, darum, ob wir Priester
der hl. Kirche, oder blose Beamte des Staates,
ob wir der Kirche oder des Keller'S Diener sein, ob wir
dem Kirchcnrathspräsidcntcn oder dem Bischöfe
angehören sollen. Eben darum sind wir, mitten im Be-

drängniß, doch hoch erfreut, über unsers würdigen Bischofs

Festigkeit, der am Kirchengcsctze festhält, bis die Kirche cut-

schieden und sich durch das Zwängen des Knöpflistcckcn

nicht bezwingen läßt. Der Herr wird seine Kirche schützen

und uns damit!
>-> V (Brief.) Sicherm Vernehmen nach ist die Behaup-

tung des „Schwcizerbotcn" (vom 4. März), daß der Hochw.

Bischof in Solothurn den Erlaß für Verlegung bcr bei-

den Feiertage der Regierung von Aargau zur Bekannt-
machung und Vollziehung mitgetheilt habe
völlilg nnnuihr. Das Ordinariat hatte den Erlaß dem

Provicar und den Dccancn zur Mittheilung au die

Pfarrämter zugesandt und an die Regierung einfache Kennt-
nißgabe gemacht.

^ «s Laut den neuesten Berichten ist die katholische Geist-
lichkeit guten Muthes; Hochw. Pfarrer mit ergrauten Haa-
ren, sowie jüngere Geistliche, erklären, daß sie sich eine

Ehre daraus machen werden, ihren kirchlichen Gehorsam

selbst durch die größten Opfer zu bezeugen. Anderseits an-
erbieten sich viele Geistliche und Laien aus dem Aargau
und andern Kantonen an den Opfern allfälligcr „Staats-
beschädigter" Theil zu nehmen. Wo der christliche Glaube

sich bewährt, da bewährt sich auch die christliche Liebe.

/

Literatur.
Sämmtliche hier empfohlene Werke sind in der Scherer'schen Buch-

Handlung in Solothurn zu haben.

-< n Die Wârttembcrgische Convention, eine Itudie von
Dr. Florian Nieß (Freiburg, Herder, 4858). Diese Studie
enthält in 449 Seiten (mit Inbegriff des lateinischen und
deutschen Textes der Württembergischen Convention) einen
wahren Schatz kirchenrcchtlicher und historischer Aufklärun-
gen, und wir nehmen keilten Anstand, zu bezeugen, daß
diese Schrift einen so zu sagen unentbehrlichen Rathgcber
zum Verständniß der neuern staatlich-kirchlichen Zustände
Deutschlands bildet. In gedrängter, aber stets aetcnmäßigcr
Uebersicht sehen wir hier, wie unter dem Vorwandc der
„Staatshoheit" die katholische Kirche in Deutschland seit dem
Beginne dieses Jahrhunderts systematisch und planmäßig mehr
und mehr in Fesseln geschlagen, jeder freien Regung beraubt
uud entkatholicirt werden sollte, bis es endlich der göttlichen
Vorsehung gefiel, durch die Cölncr- und 4848er-Ercignisse

den deutschen Fürsten zu zeigen, daß die Nevolutionspartci
unter dem Vorwand der „Staatshoheit" nur den Sturz der
Fürsten und die Herrschast ihrer'eigenen revolutionären
Hoheit bezwecke. Württembergs Weiser König hat dieses
nicht nur eingesehen, sondern'diese Einsicht auch siel, uud
seinem Volke zu NutM gemacht und mit dem hl. Stuhl
eine Convention abgeschlossen, wodurch Kirche und Staat
fortan gegenseitig nach den Grundzügcn des Rechtes Hand
in Hand arbeiten sollen. Was und wie dieß die Conveu-
tion bezweckt, erörtert diese Studie des Hrn. Or. Nieß ein-
läßlich verständlich, mit steter (hie und da vielleicht etwas
zu gefälliger) Berücksichtigung der Zeitumstände. Wir wür-
den uns glücklich schätzen,'wenn diese Zeilen unsere schwei-
zerischeu Kirchen- und Staatsmänner zum nachhaltigen
Studium dieser Studie bewegen könnten!

^ S Mnglöcktcin auf den Fcstaltar der Gottesmutter
Maria von Dominicas Mcttenlcitcr, Oll. ot VI>. Or. (Lands-
Hut, Thoman, 4858.) Das Büchlein enthält für jeden Tag
des Monats Mai einen Gruß an Ataria, aus der laure-
tanischen Litanei enthoben, nebst zwei musikalischen Beila-
gen, nach welchen diese 34 Maricnlieder und die Litanei
während der Maiandacht zu singen sind. Der Verfasser ist
durch seine Abhandlungen über Kirchenmusik bekannt; seine
Lieder athmen wahre Andacht zur jungfräulichen und all-
zeit unbefleckten Gottesmutter, uud zeichnen sich nicht nur
durch kirchliche Melodie, sondern anch durch kirchlichen Sinn
aus. Das Büchlein ist daher den Verehrern Mariens für
die beginnende Maienzcit zu empfehlen.

>-< Die Kirchcnzcitung kann sich bei ihrem beschränk-
ten Raum mit Büchern aus dem Schnlfach nicht einläßlich
besassen; wir müssen uns daher begnügen, die Avssatzlchrc
für höhere vud niedere Volksschulen von L. Ming, Pfarrer
und Schulinspcctvr im Kanton Odwalden, (Stanz, von
Matt, S. 484. Preis 69 Cts. geb.) nur kurz anzuführen.
Der Verfasser will den Schüler, von den einfachsten Gc-
dankenübungen beginnend, nach und nach befähigen, seine
Gedanken schriftlich richtig darzustellen, und dem Lehrer
einen Leitfaden zur Erreichung dieses Ziels gewähren; auch
soll dasselbe gleichzeitig als Lesebuch dienen. Das Buch ist
durchgehend verständlich und practisch gehalten und Zeich-
net sich durch seine religiöse Richtung aus. Dasselbe wird
gewiß gute Dienste leisten und' verdient den Vorzug vor
vielen neumodischen, überspannten Nnterrichtsbüchern, wel-
chen man, außer auf dem Titel, nirgend ansieht, daß sie
für Kinder und zwar für christliche Kinder bestimmt
sind.

Zchwchrrischcr Pius-Verà

Von folgenden Orts-Vercinen sind Bücher-Befiel-
lung en eingegangen: Altdorf; Emmcn; Bcttlach; Erma-
tingcn; Buonas; Großdietwil; Stadt Luzcrn; Nendorf;
Sitten; Scelisbcrg und Rohrdorf.

Die verlangten Bücher wurden den 46. März bei den

betreffenden Expeditionen bestellt und werden sogleich nach

ihrer Ankunft (die aber erst nach einiger Zeit erfolgt) den

betreffenden Orts-Vercincn zugesandt: die Kirchcnzcitung
wird seiner Zeit den Tag der Zusendung anzeigen.
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Verdmiknug für die eingegangenen Jahresbeiträge von
den Orts-Vereinen Sitten, Kt. Wallis, nnd Luth ern,
Kt. Luzern; besondere, von uns unabhängige Umstände

haben diese Anzeige verhindert.

'
Der Pins-Verein von Sitten hat die Gründung

einer Rettungsanstalt für verwahrloste Kinter beschlossen

und vom Staatsrath die Erlaubniß erhalten, zu diesem

Zwecke eine WolMMigkcits-Lotteric im Betrag von Fr. 20,000

zu veranstalten.

Personal-Chronik. Ernennungen. sAargau.j Auf Bericht und

Antrag des kathol. Kirchenrathes hat der Negierungsrath zu einem

Hülfspriester für Nudolfstetten ernannt den Hrn. Albert Maien«
fisch von Kaiserstuhl. — sGraubünd en.j Sr. Hochw. General-
Vikar v. H all er wird auf den Wunsch des Bischofs von Chur vom

Papste zum Bischof in xurtidus erhoben werden. Der Informations-
Prozeß hat bereits bei der aPost. Nuutiatur in Luzern stattgefunden,
die Ernennung dürfte in dem nächsten Consistorium bekannt gemacht
werden. — sTefsin.s Zum Hochw. Bischof von Como, unter dessen

Hirteustab der größte. Theil des Kts. Tessin steht, ist Sr. Hochw.
Propst von Como ernannt worden. — Unser Mitbürger U. Roh,
Jesuit aus dem Wallis, ist berufen worden, in Frankfurt die Fa-
stenppedigten zu halten.

Vergabungen. sAargau.s Durch letzte WillenSverordnung des

Hochw. Hrn. Billiger sel. in Sius wurde der Schulfond Hägglin-
gen mit einem Legat von Fr. 300 bedacht. — Hr. Johann Leonz
H über, Alt-Lehrer von Bäsenbüren hat dem Armenfonde seiner Hei-
mathgemeinde Fr. l000, sodann Fr. 500 an die neu zu erbauende

Kirche zu Minzen, nebst Fr. 200 für kirchliche Paramente tcstirt. —
sGraubünden.s Sc. k. Höh. Erzherzog Ferdinand Max hat
dein Benedictincrstift Dissentis, das sich in einer gedrückten finan-
ciellen Lage befindet und für die Wiederherstellung seiner vor einiger
Zeit nieoergebrannten Kirche sehr große Opfer zu bringen hat, eine

Beisteuer von Fr. 500 zufließen lassen.

-st Todesfall. sTessin.j D. Bernardo Santtni, Chorherr u.
Pfarrer von Lugano.

Kirchliche k literarische Anzeigen.

Vollständig ist erschienen
und zn haben in der Schcrer'schen Buchhandlung in Svlothurn :

2. Ansinge!

ZZMMM für Mediger,
enthaltend eine reichhaltige homiletische Erklärung aller evan-
gelischen Perikopen, nebst einer großen Auswahl von Predigt-
Skizzen lind Thcmaten auf alle Sonn- und Festtage des Kir-
chenjnhres, sowie auf die wichtigsten Gelegenheiten mit Beim-
hung der ausgezeichnetsten Predigtwerke alter und neuer Zeit,
herausgegeben von P. A. Schcrer, Benediktiner von Fiecht,
im Vereine mit mehreren Capitularen desselben Stiftes. Mit
Empfehlung der Hvchwürdigsten Ordinariate Brixen, Salz-
bürg, München und Freising, Budweis und St. Polten.
Zweite verbesserte Auslage.

Erste Abtheilung. Die Sonntage des Kirchen-
sah res. 4 Bände in 41 Lieferungen, Fr. 34. 85 Cts., nebst
alphabetischem Sachregister.
Die zweite Abtheilung in 1 Band: enthaltet die Feste Maria,
die dritte Abtheilung in 1 Band: enthaltet, die Feste der
Heiligen, die vierte Abtheilung in 1 Band enthaltet Gelegen-
heitspredigten.

Zu gütigen Aufträgen empfiehlt sich

Schcrer'sche Buchhandlung in Solothurn.

In der Scherer'schen Buchhandlung in Solothurn ist zu haben:

Okkàin Heltàoinaà
Die kirchliche Feier der heiligen Charwoche.

Lateinischer und deutscher Text.

Taschen-Format.
Preis broschirt Fr. 3. 45.

In der Schcrer'schen Buchhandlung in Solothurn ist zu haben.

Die Kirchcnsätzc, die Stifts- und Pfarrgeistlichkeit des
Kantons Solothurn, gesammelt ans den frühesten Quel-
ten bis auf die neueste Zeit von Atmnidtt Ichmid,
Orel. (tap. Preis gebunden Fr. 3.

Wegen dem Festtage des heiligen Josef wurde die heutige Nummer der Kirchenzeituttg
schon Donnerstags gedruckt.

In der Herder'schcn Verlagshandlung in Freiburg ist soeben erschienen und in der S cher er'scheu Buch-
Handlung in Solothurn vorräthig:

Die chrMche Lehre über das Verhältniß von Gnade nad Freiheit
von den apostolischen Zeiten bis auf Augustinus.

Von IN. Friedrich Wörter, Professor an der Universität zu Freiburg.
Ersic Msie. Die Lehre des Neuen Testaments und der griechischen Väter. — Preis Fr. 5. 15.

Die „Wiener Literatur-Zeitung" sagt über dieses Werk: „Die Dogmengcschiebte „über das Verhältniß der göttlichen Gnade zur menschlichen
Freiheit", und zwar „mit Einschluß der aug»stinischen Lehre" enthält einen solchen Reichthum der Stoffes und macht mehr noch eine

svicl 'Menge der schwierigsten Special-Untersuchungen nothwendig, daß nur eine ganz ungewöhnliche Rüstigkeit des Geistes sich so muthig daran
wagen kann, wie Herr Professor Wörter es mit diesem Beitrage zur christlichen Dogmcngeschichte begonnen. In der vorliegenden „ersten Hälfte"
ist nämlich im Verhältniß zu deni Ganzen der Aufgabe der bei weitem kürzere und leichtere Theil derselben beschlossen. Doch genügt er vollkommen,
UNI zu der Hoffnung zu berechtigen, der gelehrte Verf. werde den langen und dornigen Pfad, welcher ihm durch die augustinische Lehre und
was damit zusammenbängt noch erübrigt, mit Erfolg durchschreiten. Die Methode, welche Herr Professor Wörter befolgt, ist einfach die ge-

schichtliche. Mit ihr geht'die innere Entfaltung der vogmatischen Momente gleichen Schritt. Seine Sckrift zerfällt in drei Abschnitte, wovon
der erste die Lehre dès Neuen Testamentes über Gnade und Freiheit enthält, der zweite die Entwicklung dieser Lehre durch die Väter. Der
dritte Abschnitt soll die betreffende Lehre der Kirche darstellen, worin das Verhältniß von Gnade und Freiheit so erscheint, daß jedes Moment
zu dem ihm gebührenden vollen und wahren Rechte kömmt."

Druck von B. Schwen dimann in Solothurn.


	

